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ls vor zehn Jahren die Ungarn
den Stacheldraht ihres Grenz-
zauns durchschnitten, war dies der
Anfang vom Ende des „Sozialis-
mus". In der Folgezeit entschieden
sich alle Länder des ehemaligen
Ostblocks, die Planwirtschaft auf-
zugeben. Überall waren jedoch die
an die Übernahme der Marktwirt-
schaft geknüpften Erwartungen
bezüglich der Möglichkeit, im Hin-
blick auf Wirtschaftskraft und Wohl-
stand binnen weniger Jahre mit
dem Westen gleichzuziehen, derart
optimistisch, daß die Enttäuschung
vorprogrammiert war. Dies galt in
besonderem Maße für die ehemali-
ge DDR, deren Bürger das Ausmaß
der eigenen ökonomischen Rück-
ständigkeit gewaltig unterschätz-
ten und die von den Bedingungen
für den bewunderten westdeut-
schen Wohlstand viel zu rosige Vor-
stellungen hatten.
Vor der Wende konnten die Ost-
deutschen nicht wissen, daß ihr im
Vergleich zu den sozialistischen
„Bruderländern" höherer Lebens-
standard teils aus westdeutschen
Transfers (Transitpauschale, Gefan-
genenfreikauf, Mindestumtausch
usw.), teils aus der von Schalck or-
ganisierten Westverschuldung re-
sultierte. Auch heute wissen oder
glauben viele Ostdeutsche nicht
(was sie in dem Papier für Egon
Krenz über die ökonomische Lage
der DDR vom 27. 10. 1989 nachle-
sen könnten), daß 1989 diese Ver-
schuldung ein Ausmaß erreicht hat-
te, daß „die Schulden mit neuen
Schulden bezahlt werden" mußten
und selbst die erwogene „Senkung
des Lebensstandards um 25-30%"
die DDR nicht vor dem Bankrott be-
wahrt hätte. Erst recht will man
heute lieber gar nicht erst wissen,
daß die „Vollbeschäftigung" im So-
zialismus nicht Ausdruck von des-
sen Stärke, sondern ein Symptom
seiner Schwäche war. Denn in einer
Wirtschaft, in der alles knapp ist,
weil die Betriebe systembedingt
nicht den Output, sondern den
Input zu maximieren trachten, ist
auch der Faktor Arbeit knapp.
Schließlich wehrt man sich dage-
gen, zur Kenntnis zu nehmen, daß





Wirtschaft, von der man inzwischen
gut lebt, primär dem Wettbewerb
zu verdanken ist, also dem von der
Konkurrenz ausgehenden „bruta-
len" Leistungsdruck in der „Ellbo-
gengesellschaft".
In der Tat mag es schwer fallen,
sich klar -zu machen, daß Wohl-,
stand nicht vom Himmel fällt, wenn
man die gegenteilige Erfahrung ge-
macht hat und einem dies mit
Rücksicht auf die „Befindlichkeit"
nicht einmal vorgehalten wird. So
ist es nicht verwunderlich, daß in
den neuen Ländern Schuldzuwei-
sungen und Versprechungen auch
heute noch auf ungewöhnlich frucht-
baren Boden fallen. Wenn aber an-
gesichts der nun schon fast das
halbe Jahrzehnt anhaltenden Stag-
nation des wirtschaftlichen Aufhol-
prozesses der neuen Länder im Na-
men der „sozialen Gerechtigkeit"
die Forderung erhoben wird, end-
lich die völlige Angleichung der
Löhne an das Westniveau zu reali-
sieren, wird es unumgänglich, auf
die unerbittlichen ökonomischen
Sachzwänge hinzuweisen, die den
deutschen Einigungsprozeß von
Anfang an bestimmt haben und die
nicht einfach hinweg dekretiert wer-
den können.
1990 gab es zu einer kräftigen
Anhebung der Einkommen und
sofortigen Verbesserung der Le-
bensverhältnisse in den neuen Län-
dern durch massive Transfers kei-
ne Alternative. Dem östlichen Teil
Deutschlands war der Weg, den die
mittelosteuropäischen Länder ein-
schlagen mußten, auch dann ver-
sperrt, wenn die DDR einen sol-
chen hätte gehen wollen. Allenfalls
kann man darüber streiten, ob es
nicht besser gewesen wäre, den
Anpassungsprozeß der Einkommen
mit Rücksicht auf die absehbaren
Beschäftigungsprobleme zeitlich zu
strecken. Dann hätten die neuen
Länder im Vergleich zur alten Bun-
desrepublik heute vielleicht erst ein
Einkommensniveau von 70 anstatt
90%, dafür aber wäre dann die Ar-
beitslosigkeit möglicherweise bei
unter 10 statt bei fast 18% und der
Aufholprozeß hätte wohl nicht so
stark an Dynamik eingebüßt. Die
Unzufriedenheit wäre sicher die
gleiche oder gar noch größer!
Die weitgehende und rasche An-
gleichung der Einkommens- und
Lebensverhältnisse in Deutschland
durch massive Transfers von West
nach Ost war also ebenso unver-
meidlich wie die Folgen unaus-
weichlich: Als Kehrseite der „blü-
henden Landschaften" - saubere
Umwelt, farbige Innenstädte, sa-
nierte Infrastruktur und hoher Kon-
sumstandard - blieb Ostdeutsch-
land eine strukturschwache Regi-
on. Deren hohes Lohnniveau bei
niedriger Produktivität bedingt um
rund 25% höhere Lohnstückkosten
im Osten als in Westdeutschland
und damit enorme Nachteile im
Standortwettbewerb. Und wenn in
zwei bis drei Jahren mit der Oster-
weiterung der EU an den ostdeut-
schen Grenzen diejenigen Länder
auf den Plan treten werden, die den
Wandel aus eigener Kraft geschafft
haben, werden sich diese Nachtei-
le noch entschieden zuspitzen. Wer
in dieser Lage im Namen der „so-
zialen Gerechtigkeit" fordert, die
Angleichung bei den Löhnen und
Renten jetzt zu vollenden, nimmt in
Kauf, daß eine solche Politik den
seit Jahren stagnierenden Aufhol-
prozeß der neuen Länder bei der
Angleichung von Produktion und
Produktivität zumindest bremsen,
wenn nicht gar umkehren könnte,
und aus weiten Teilen Ostdeutsch-
lands dauerhafte Problemgebiete
machen würde.
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